
A Festsetzungen durch Text

1 Art der baulichen Nutzung

1.1 Das Baugebiet wird im südwestlichen Bereich als „allgemeines Wohngebiet“ (WA) gemäß § 4 
BauNVO (Plangebiete WA 1 und WA 2)  und im mittleren und östlichen Bereich als 
„Sondergebiet für gewerbliche und landwirtschaftliche Tierhaltung“ gem. § 11 BauNVO 
(Plangebiete SO 1 und SO 2) festgesetzt.

Im allgemeinen Wohngebiet sind folgende Nutzungen unzulässig:
Gartenbaubetriebe
Tankstellen

Im Sondergebiet Plangebiet SO 1 sind nur folgende Nutzungen zulässig:
Anlagen für Tierhaltung (landwirtschaftlich und/oder gewerblich)
Anlagen zur Vorbereitung künstlicher Tierproduktion mit Tiefkühllager
Betriebstankstellen
Garagen sowie Ein- und Unterstellhallen für landwirtschaftliche Fahrzeuge
Maschinenhallen für landwirtschaftliches Gerät
Verwaltung
Betriebswohnungen

Im Sondergebiet Plangebiet SO 2 sind nur folgende Nutzungen zulässig:
Tiefkühllager für Tiersamen
Verwaltung
Betriebswohnungen

1.2 Untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen i.S. des § 14 Abs. 1 BauNVO sind auch 
außerhalb der Baugrenzen zulässig. Dies gilt auch, soweit nicht anders festgesetzt, für 
Nebenanlagen i. S. des § 14 Abs. 2 BauNVO.

2 Maß der baulichen Nutzung (§ 16 BauNVO)

2.1 Die maximal zulässige Grundfläche (GR) für das Hauptgebäude ist in den Plangebieten WA 
1, WA 2 und SO 2 in jedem Bauraum ausgewiesen. Im Plangebiet SO 1 ist eine maximale 
Grundflächenzahl von 0,35 zugelassen.
Überschreitungen dieser Flächen durch untergeordnete Bauteile, Erker, Wintergärten oder 
spätere ebenerdige Anbauten von insgesamt maximal 20 qm Grundfläche sind zugelassen. 
Diese können Baugrenzen und Baulinien in geringfügigem Ausmaß überschreiten (§ 23 Abs. 
3 BauNVO).

2.2 Die zulässige Grundfläche darf in den Plangebieten WA 1, WA 2 und SO 1 und SO 2 durch 
Anlagen im Sinne des § 19 Abs. 4 BauNVO bis zu einem Höchstwert von GRZ 0,8 
überschritten werden.

2.3 Haustypen:

Plangebiet WA 1
Traufseitige Wandhöhe maximal 6,10 m
Firsthöhe maximal 7,90 m
Dachneigung: 18 - 22°

Plangebiet WA 2
Traufseitige Wandhöhe maximal 4,30 m
Firsthöhe maximal 7,80 m
Dachneigung: 32 - 36°

Plangebiet SO 1
Traufseitige Wandhöhe maximal 7,50 m
Firsthöhe maximal 10,00 m

Plangebiet SO 2
Traufseitige Wandhöhe maximal 4,30m
Firsthöhe maximal 7,80 m
Dachneigung: 32 - 36°

Die traufseitigen Wandhöhen werden gemessen ab der Fertigfußbodenhöhe des 
Erdgeschosses bis Unterkante Sparren.
Die Höhe des FFB EG darf gebäudemittig maximal 0,30 m über der Straßenhinterkante der 
das Grundstück erschließenden Straße eingestellt werden.

Die Firsthöhe wird gemessen ab der Fertigfußbodenhöhe des Erdgeschosses bis Unterkante 
Sparren.

2.4 Nebenanlagen für Strom-, Gas- und Wasserversorgung, Telefon- und Abwasserbeseitigung

Diese sind zugelassen auch wenn hierfür keine besonderen Flächen ausgewiesen sind.
Versorgungsleitung des Nieder- und Mittelspannungsnetzes sind unterirdisch zu führen. Die 
Aufstellung von Stromverteilerkästen hat auf den Baugrundstücken zu erfolgen. 

2.5 In den Plangebieten WA 1, WA 2 und SO 2 ist die maximal zulässige Anzahl der Wohnungen 
in jedem Bauraum festgesetzt.

3 Bauweise

3.1 Im gesamten Baugebiet ist offene Bauweise zulässig. Abweichend von § 22 Abs. 2 BauNVO 
sind im SO 1 auch Baukörper über 50 m Länge zulässig.

3.2 Für die Bemessung der Abstandsflächen gelten uneingeschränkt die Bestimmungen des Art. 
6 BayBO.

4 Bauliche Gestaltung

4.2 Hausformen
Plangebiete, WA 1, WA 2 und SO 2

Hausformen sind über quadratischem oder rechteckigem Grundriss zu entwickeln, Bei 
letzterem muss das Verhältnis Giebelbreite zu Giebellänge mindestens 1 : 1,2 betragen. 
Doppelhaushälften oder Häuser mit zulässiger gegenseitiger Grenzbebauung sind bezüglich 
Höhe, Dachneigung einheitlich zu gestalten.

4.3 Fassaden

Hausfassaden sind als glatte Putzfassaden in weiß oder hellen Erdtönen herzustellen. 
Holzverkleidungen von Fassade und Giebel sowie Holzhäuser sind zulässig.

4.4 Dachform, Dachneigung, Dachausbildung in den Plangebieten WA 1, WA 2 und SO 2

Zulässig sind Satteldächer.

Als Dacheindeckung sind nur nicht reflektierende Materialien zugelassen.
Negative Dacheinschnitte als Dachterrassen sind unzulässig.

4.5 Dachform, Dachneigung, Dachausbildung im Plangebiet SO 1

Zulässig sind Satteldächer und Flachdächer.

Zur Belichtung über Dachbereiche sind Firstverglasungen und Oberlichter zulässig.
Negative Dacheinschnitte als Dachterrassen sind unzulässig.

Als Dacheindeckung sind nur nicht reflektierende Materialien zugelassen; Blecheindeckung 
nur in beschichteter Ausführung.

Für Dachgauben gilt folgendes:

4.5.1 Dachgauben sind nur ab einer Mindestdachneigung von 32° zulässig.

4.5.2 Die Gaubenvorderansichten dürfen nicht breiter als 1,75m sein.

4.5.3 Der First der Gauben muss mind. 1,00 m unter dem First des Hauptdaches angeordnet sein.

4.5.4 Die Gauben müssen einen Mindestabstand untereinander von der einfachen Gaubenbreite 
und einen Abstand zur Giebelaußenwand von mind. 2,5 m haben. Sie dürfen in der Addition 
nicht mehr als 1/3 der Gebäudelänge einnehmen.

4.5.5 Beim Bau mehrerer Gauben sind diese auf einer Höhe, in gleicher Größe und Gestaltung 
sowie in gleichem Abstand untereinander zu errichten.

4.5.6 Die Bedachung der Gauben darf nicht mehr als 20 cm ausladen.

4.6 Dachdeckung

Für die Dachdeckung werden Dachplatten oder Dachpfannen in naturrot festgesetzt. Die 
Eindeckung von Doppelhäusern hat einheitlich zu erfolgen. 

Für ebenerdige, untergeordnete Anbauten sind außerdem Glas, Blech oder das Material des 
Hauptdaches zulässig.

4.7 Sonnenkollektoren

Sonnenkollektoren und Photovoltaikanlagen zur alternativen Energiegewinnung dürfen nur 
auf den Dach- und Fassadenflächen von Haupt- und Nebengebäuden angebracht werden.

5 Garagen, Stellplätze, Zufahrten, Lagerflächen

5.1 Für jede Wohneinheit sind 2,0 Stellplätze in Garagen oder als offene Stellplätze 
auszuweisen.

5.2 Der gewerbliche Stellplatzbedarf richtet sich nach der Verordnung über den Bau und Betrieb 
von Garagen sowie über die Zahl der notwendigen Stellplätze (GaStellV) in der jeweils 
gültigen Fassung.

5.3 Garagen und Stellplätze sind nach Maßgabe der BayBO auf den Baugrundstücken auch 
außerhalb der Baugrenzen, nicht jedoch in den privaten Grünflächen zulässig.

5.4 Garagengestaltung (für alle Plangebiete)

Garagen sind mit einem Satteldach und einer Dachneigung von 18°-23° oder einem 
begrünten Dach und einer Dachneigung von 0° bis 15° zu versehen.
Wandhöhe: maximal 2,75m.
Tiefgaragen und Kellergaragen sind unzulässig.

5.5 Garagenzufahrten, Stellplätze

Garagenzufahrten, Park- und Stellplätze, sind als befestigte Vegetationsflächen 
(Schotterrasen, Pflasterrasen, Rasengittersteine, Rasen mit Fahrspuren) oder in 
durchlässigem Verbundpflaster auszuführen. 

6 Grünordnung

6.1 Die Bodenversiegelung ist auf das unbedingt notwendige Maß zu beschränken. Sowohl 
öffentliche wie auch private Kfz-Stellplätze sind unversiegelt auszubilden: Verwendung von 
Schotterrasen, Rasengittersteinen oder Pflaster mit Rasenfuge.

6.2 Privates Grün

Die festgesetzten privaten Grünflächen dürfen nur für die notwendigen Ein- und Ausfahrten 
unter-brochen werden.

Nur Plangebiet WA 1, WA 2 und SO 2
Pro 200 qm Grundstücksfläche ist ein heimischer Obst- oder Laubbaum zu pflanzen und zu 
unterhalten.

6.3

7

Einfriedungen

Einfriedungen sind unter Beachtung der Einfriedungssatzung der Gemeinde Greifenberg zu 
gestalten und zu erhalten.

Eingriffsregelung nach dem BNatSchG

Im Rahmen der vereinfachten Vorgehensweise zur Beurteilung des Eingriffes wird 
festgestellt, dass ein Ausgleich erforderlich ist, da die Eingriffe zum Teil ohne planerische 
Entscheidung nicht zulässig waren (§ 1a Abs. 3 BauGB).
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10.1

10.1.
1

Werbeanlagen

Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung zulässig; Fremdwerbung ist 
ausgeschlossen.

Werbeanlagen sind als bedruckte oder beklebte Platten mit einer maximalen Größe von 1,00 
m² an

Gebäuden zulässig; diese sind in die Fassade zu integrieren.

Nicht zulässig sind 
- Werbeanlagen an Einfriedungen und in Vorgärten.
- Werbeanlagen, die oberhalb des Brüstungsbereiches des 1. Obergeschosses angebracht 
werden
- selbstleuchtende (nicht hinterleuchtete) Werbeanlagen, Werbeanlagen in Form laufender
  Schriften,    
- sich bewegende Reklame oder Scheinwerfer.

Immissionsschutz, Altlasten

Vom nordöstlichsten Baukörper im WA 2 (nächstgelegenes Wohngebäude) zu der 
Westfassade mit Rolltoren der südlichen Stallung der Besamungsstation ist ein 
Mindestabstand (Schutzabstand) von 65 m einzuhalten.

Ver- und Entsorgungsleitungen

Elektrizitäts- und Fernmeldeeinrichtungen

Sämtliche Leitungen und Kabeltrassen innerhalb des Bebauungsplangebietes sind 
unterirdisch zu verlegen.

B Festsetzungen durch Planzeichen

C Hinweise durch Text

1.1 Grundwasser, Drainagen
Amtliche Beobachtungen von Grundwasserständen liegen nicht vor. Sie sind 
eigenverantwortlich von den Bauherrn zu überprüfen.
Aufgrund der Lage ist mit staunassem Untergrund, Schichtwasseranfall und schwankenden, 
hohen Grundwasserständen zu rechnen. Es wird deshalb empfohlen, die Kellergeschosse in 
wasserundurchlässiger Bauweise zu errichten.

1.2 Niederschlagswasserbeseitigung

Unverschmutztes Niederschlagswasser von Dächern und sonstigen Flächen ist, soweit 
möglich, zu versickern.

Für die Versickerung nicht verunreinigten Niederschlagswassers gelten grundsätzlich die 
Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV) und die Technischen Regeln zum 
schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in das Grundwasser 
(TRENGW).

Gesammeltes Niederschlagswasser ist über eine bewachsene Oberbodenschicht flächenhaft 
zu versickern.
Kann die Flächenversickerung oder das Anlegen von Sickermulden aus Platzgründen nicht 
verwirklicht werden, so ist eine linienförmige Versicherung über Rigolen oder Sickerrohre 
anzustreben.
Die punktuelle Versickerung über Sickerschächte ist nur anzuwenden, wenn zwingende 
Gründe eine der vorgenannten Lösungen ausschließen.

Bei einer unterirdischen Versickerungsanlage ist in jedem Fall eine ausreichende 
Vorreinigung vorzuschalten.

Ist eine Versickerung nicht möglich, so sind vor Einleitung des Niederschlagswassers in 
einen Vorfluter auf den Baugrundstücken ausreichend bemessene Rückhalteeinrichtungen 
zu schaffen (z.B. unterirdische Wasserbehälter oder naturnah gestaltete Teich o.ä.).

Bei der Planung und Ausführung der Niederschlagswasserbeseitigungsanlagen sind die 
Grundsätze der Regenwasserbewirtschaftung in Siedlungen gem. ATV-DVWK Merkblatt M 
153 zu beachten.

1.3 Alle Bauvorhaben sind vor Bezug bzw. Inbetriebnahme an die öffentliche Wasserversorgung 
und Abwasserbeseitigung anzuschließen, Zwischenlösungen sind nicht zugelassen.

1.4 Hinsichtlich der Lagerung von  Heizöl oder Kraftstoffen bzw. beim Umgang mit sonstigen 
wassergefährdenden Stoffen sind die Anlagen- und Fachbetriebsverordnung (VAwSF) und 
die dazugehörigen  Vollzugsbekanntmachungen (VVAwSF) zu beachten.

1.5 Bodenversiegelung

Die Bodenversiegelung ist auf das unbedingt notwendige Maß zu beschränken. 

2 Energieversorgung

Der Einsatz von Anlagen zur Nutzung natürlicher Energien (z.B. Sonnenkollektoren, 
Photovoltaik-Anlagen) wird angeregt.

3 Denkmalpflege

Zu Tage tretende Bodenfunde sind den zuständigen Fachstellen unverzüglich zu melden.

4 Immissionen, Altlasten

4.1 Die Bewertung der Verwertungs- und Ablagerungsfähigkeit von Bauteilen richtet sich 
grundsätzlich nach der am höchsten belasteten, nicht separierten/separierbaren 
Beschichtung / Komponente (vgl. Bay. BSD M 94, Anhang 3).
Bei Separierung von höher belasteten Bauteilen ist das Vorgehen bzgl. der Bewertung von 
Restanhaftungen vom Gutachter im Einzelfall, in Abstimmung mit den Behörden festzulegen.
Auf die Anforderungen gem. AH Kontrollierter Rückbau/BayLfU 2003 ,Ziffer 5.3 wird 
diesbezüglich hingewiesen.
Sind die schadstoffbelasteten Oberflächen nicht mehr identifizierbar oder wurden diese 
Anteile nachweislich bereits entfernt, so ist stufenweise vorzugehen, indem zuerst eine 
potentiell höchstbelastete Feinfraktion, z.B. nach Sieben auf <2 mm, untersucht wird.
Ergeben sich dabei keine Hinweise auf unzulässige Belastungen im Hinblick auf eine 
Verwertung, können weitere Untersuchungen entfallen. Andernfalls ist auch die Grobfraktion 
zu untersuchen und eine weitergehende, auf den Einzelfall abgestimmte Bewertung unter 
Berücksichtigung von Belastungshöhe, Mengenanteil und Abtrennbarkeit der Feinfraktion 
erforderlich.

4.2 Name, Adresse und Erreichbarkeit des mit den Überwachungsmaßnahmen beauftragten    
Sachverständigen sowie der Beginn der Arbeiten ist dem Landratsamt Landsberg a. Lech   
mind. eine Woche vorher mitzuteilen.

4.3 Sämtliche Verwertungsmaßnahmen sind entsprechend den Vorgaben der TR LAGA M 20 Nr. 
II 1.2.4 sowie 1.4.4 zu dokumentieren. Die Dokumentation ist dem Landratsamt Landsberg a. 
Lech nach Abschluss der Maßnahme vorzulegen. Die wesentlichen Inhalte der 
Dokumentation sollten nach Möglichkeit als Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen 
werden.. Verwertungsmaßnahmen unter Verwendung von Bauschutt und Bodenaushub sind 
im Plan zu kennzeichnen (z.B. „Straße mit Unterbau aus Bauschutt 4/32, Einbauklasse Z 
1.1“).
Die einschlägigen Nachweispflichten bzgl. Verwertungs- und Entsorgungsmaßnahmen sind 
zu beachten (NachwV v. 17.06.2002,BGBL.Jg. 2002 Teil 1 Nr. 44,S.2374).
Bei Feststellung von Auffälligkeiten bei der Aushubüberwachung ist das Landsratsamt 
Landsberg a. Lech zu informieren, ggf. ist das  weitere Vorgehen abzustimmen.

4.4 Bei Arbeiten im Bereich der Altablagerungen sind die „Richtlinien für Arbeiten in 
kontaminierten Bereichen“, der TBG,BGR 128 sowie die „Technischen Regeln für 
Gefahrstoffe TRGS 524“ zu beachten.

57 Baueingaben

Die nach diesem Bebauungsplan festgesetzten Bepflanzungen, Freiflächenbefestigungen, 
Fahrflächen, Terrassen, Einfriedungen und sonstigen Nebenanlagen sind in einem 
Freiflächengestaltungsplan nachzuweisen und bis spätestens in einem Jahr nach 
Bezugsfertigkeit durchzuführen. Mit den Eingabeplänen sind ein Stellplatznachweis sowie 
genaue Höhenpläne vorzulegen, aus denen die Höhenfestlegung der Gebäude hervorgeht.

Kartengrundlage Maßentnahme

Amtliches Katasterblatt – Digitale Flurkarte.
Planzeichnungen sind nur bedingt zur Maßentnahme geeignet. Eine Gewährleistung für 
Maßhaltigkeit besteht nicht.

D Hinweise durch Planzeichen

E Systemschnitt

Die Gemeinde Greifenberg erlässt aufgrund §§ 2, 9 und 10 Baugesetzbuch - BauGB -, Art. 81 Bayerische Bauordnung - BayBO - und Art. 23
Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern - GO - diesen Bebauungsplan als

Satzung.
Diese Satzung besteht aus:  Teil 1 - Text

    Teil 2 - Planzeichnung
Geltungsbereich     686/3, 686/11, 692 sowie die Straßen-flächen 684/21 TF, 685 TF, 686/5 TF

Teil 2 - Planzeichnung

F         VERFAHRENSVERMERKE

1. Der Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplanes wurde vom 
Gemeinderat am 22.01.2018 gefasst und am 05.08.2019 ortsüblich 
bekanntgemacht (§ 2 Abs. 1BauGB).

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit, sowie die Beteiligung 
der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange zum Bebauungsplan-
Vorentwurf in der Fassung vom 22.01.2018 hat in der Zeit vom 
12.08.2019 bis 20.09.2019 stattgefunden (§ 3 Abs. 1 BauGB, §4Abs.1Satz1BauGB).

Die öffentliche Auslegung des vom Gemeinderat am ...................
gebilligten Bebauungsplan-Entwurfs in der Fassung vom .....................
hat in der Zeit vom .................... bis .................... stattgefunden 
(§ 3 Abs. 2 BauGB).

Die erste erneute öffentliche Auslegung des vom Gemeinderat am 
................. erneut gebilligten Bebauungsplan-Entwurfs in der Fassung 
vom ....................... hat in der Zeit vom ............. bis ......................
stattgefunden(§ 4a Abs. 3 BauGB).

Die zweite erneute öffentliche Auslegung des vom Gemeinderat am 
........................ und .......................... wiederum gebilligten Bebauungsplan-Entwurfs 
in der Fassung vom ................... hat in der Zeit vom ................... bis 
..................... stattgefunden (§ 4 a Abs. 3 BauGB).

Der Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan in der Fassung vom 
................... wurde vom Gemeinderat am ............................ gefasst 
(§ 10 Abs. 1 BauGB).

Greifenberg, den __________

(Siegel).........................................................................
(Patricia Müller, Erste Bürgermeisterin)

2. Die ortsübliche Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses zum 
Bebauungsplan erfolgte am__________; dabei wurde auf die 
Rechtsfolgen der §§ 44 und 215 BauGB, auf die Antragsbefugnis 
hinsichtlich eines Normenkontrollverfahrens nach § 47 VwGO sowie 
auf die Einsehbarkeit des Bebauungsplanes hingewiesen. Mit der 
Bekanntmachung trat der Bebauungsplan in der Fassung vom 
 in Kraft (§ 10 Abs. 3 BauGB).

Schondorf am Ammersee, den__________

(Siegel).........................................................................
(Ralf Müller, Verwaltungsrat)

ENTWURF 22.01.18,        geändert 20.01.2020

Edgar Bürger 
Dipl.Ing. Architekt
Wildentenweg 3b
86938 Schondorf
Tel.: 08192/7702
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A Festsetzungen durch Text

1 Art der baulichen Nutzung

1.1 Das Baugebiet wird im südwestlichen Bereich als „allgemeines Wohngebiet“ (WA) gemäß § 4 
BauNVO (Plangebiete WA 1 und WA 2)  und im mittleren und östlichen Bereich als 
„Sondergebiet für gewerbliche und landwirtschaftliche Tierhaltung“ gem. § 11 BauNVO 
(Plangebiete SO 1 und SO 2) festgesetzt.

Im allgemeinen Wohngebiet sind folgende Nutzungen unzulässig:
Gartenbaubetriebe
Tankstellen

Im Sondergebiet Plangebiet SO 1 sind nur folgende Nutzungen zulässig:
Anlagen für Tierhaltung (landwirtschaftlich und/oder gewerblich)
Anlagen zur Vorbereitung künstlicher Tierproduktion mit Tiefkühllager
Betriebstankstellen
Garagen sowie Ein- und Unterstellhallen für landwirtschaftliche Fahrzeuge
Maschinenhallen für landwirtschaftliches Gerät
Verwaltung
Betriebswohnungen

Im Sondergebiet Plangebiet SO 2 sind nur folgende Nutzungen zulässig:
Tiefkühllager für Tiersamen
Verwaltung
Betriebswohnungen

1.2 Untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen i.S. des § 14 Abs. 1 BauNVO sind auch 
außerhalb der Baugrenzen zulässig. Dies gilt auch, soweit nicht anders festgesetzt, für 
Nebenanlagen i. S. des § 14 Abs. 2 BauNVO.

2 Maß der baulichen Nutzung (§ 16 BauNVO)

2.1 Die maximal zulässige Grundfläche (GR) für das Hauptgebäude ist in den Plangebieten WA 
1, WA 2 und SO 2 in jedem Bauraum ausgewiesen. Im Plangebiet SO 1 ist eine maximale 
Grundflächenzahl von 0,35 zugelassen.
Überschreitungen dieser Flächen durch untergeordnete Bauteile, Erker, Wintergärten oder 
spätere ebenerdige Anbauten von insgesamt maximal 20 qm Grundfläche sind zugelassen. 
Diese können Baugrenzen und Baulinien in geringfügigem Ausmaß überschreiten (§ 23 Abs. 
3 BauNVO).

2.2 Die zulässige Grundfläche darf in den Plangebieten WA 1, WA 2 und SO 1 und SO 2 durch 
Anlagen im Sinne des § 19 Abs. 4 BauNVO bis zu einem Höchstwert von GRZ 0,8 
überschritten werden.

2.3 Haustypen:

Plangebiet WA 1
Traufseitige Wandhöhe maximal 6,10 m
Firsthöhe maximal 7,90 m
Dachneigung: 18 - 22°

Plangebiet WA 2
Traufseitige Wandhöhe maximal 4,30 m
Firsthöhe maximal 7,80 m
Dachneigung: 32 - 36°

Plangebiet SO 1
Traufseitige Wandhöhe maximal 7,50 m
Firsthöhe maximal 10,00 m

Plangebiet SO 2
Traufseitige Wandhöhe maximal 4,30m
Firsthöhe maximal 7,80 m
Dachneigung: 32 - 36°

Die traufseitigen Wandhöhen werden gemessen ab der Fertigfußbodenhöhe des 
Erdgeschosses bis Unterkante Sparren.
Die Höhe des FFB EG darf gebäudemittig maximal 0,30 m über der Straßenhinterkante der 
das Grundstück erschließenden Straße eingestellt werden.

Die Firsthöhe wird gemessen ab der Fertigfußbodenhöhe des Erdgeschosses bis Unterkante 
Sparren.

2.4 Nebenanlagen für Strom-, Gas- und Wasserversorgung, Telefon- und Abwasserbeseitigung

Diese sind zugelassen auch wenn hierfür keine besonderen Flächen ausgewiesen sind.
Versorgungsleitung des Nieder- und Mittelspannungsnetzes sind unterirdisch zu führen. Die 
Aufstellung von Stromverteilerkästen hat auf den Baugrundstücken zu erfolgen. 

2.5 In den Plangebieten WA 1, WA 2 und SO 2 ist die maximal zulässige Anzahl der Wohnungen 
in jedem Bauraum festgesetzt.

3 Bauweise

3.1 Im gesamten Baugebiet ist offene Bauweise zulässig. Abweichend von § 22 Abs. 2 BauNVO 
sind im SO 1 auch Baukörper über 50 m Länge zulässig.

3.2 Für die Bemessung der Abstandsflächen gelten uneingeschränkt die Bestimmungen des Art. 
6 BayBO.

4 Bauliche Gestaltung

4.2 Hausformen
Plangebiete, WA 1, WA 2 und SO 2

Hausformen sind über quadratischem oder rechteckigem Grundriss zu entwickeln, Bei 
letzterem muss das Verhältnis Giebelbreite zu Giebellänge mindestens 1 : 1,2 betragen. 
Doppelhaushälften oder Häuser mit zulässiger gegenseitiger Grenzbebauung sind bezüglich 
Höhe, Dachneigung einheitlich zu gestalten.

4.3 Fassaden

Hausfassaden sind als glatte Putzfassaden in weiß oder hellen Erdtönen herzustellen. 
Holzverkleidungen von Fassade und Giebel sowie Holzhäuser sind zulässig.

4.4 Dachform, Dachneigung, Dachausbildung in den Plangebieten WA 1, WA 2 und SO 2

Zulässig sind Satteldächer.

Als Dacheindeckung sind nur nicht reflektierende Materialien zugelassen.
Negative Dacheinschnitte als Dachterrassen sind unzulässig.

4.5 Dachform, Dachneigung, Dachausbildung im Plangebiet SO 1

Zulässig sind Satteldächer und Flachdächer.

Zur Belichtung über Dachbereiche sind Firstverglasungen und Oberlichter zulässig.
Negative Dacheinschnitte als Dachterrassen sind unzulässig.

Als Dacheindeckung sind nur nicht reflektierende Materialien zugelassen; Blecheindeckung 
nur in beschichteter Ausführung.

Für Dachgauben gilt folgendes:

4.5.1 Dachgauben sind nur ab einer Mindestdachneigung von 32° zulässig.

4.5.2 Die Gaubenvorderansichten dürfen nicht breiter als 1,75m sein.

4.5.3 Der First der Gauben muss mind. 1,00 m unter dem First des Hauptdaches angeordnet sein.

4.5.4 Die Gauben müssen einen Mindestabstand untereinander von der einfachen Gaubenbreite 
und einen Abstand zur Giebelaußenwand von mind. 2,5 m haben. Sie dürfen in der Addition 
nicht mehr als 1/3 der Gebäudelänge einnehmen.

4.5.5 Beim Bau mehrerer Gauben sind diese auf einer Höhe, in gleicher Größe und Gestaltung 
sowie in gleichem Abstand untereinander zu errichten.

4.5.6 Die Bedachung der Gauben darf nicht mehr als 20 cm ausladen.

4.6 Dachdeckung

Für die Dachdeckung werden Dachplatten oder Dachpfannen in naturrot festgesetzt. Die 
Eindeckung von Doppelhäusern hat einheitlich zu erfolgen. 

Für ebenerdige, untergeordnete Anbauten sind außerdem Glas, Blech oder das Material des 
Hauptdaches zulässig.

4.7 Sonnenkollektoren

Sonnenkollektoren und Photovoltaikanlagen zur alternativen Energiegewinnung dürfen nur 
auf den Dach- und Fassadenflächen von Haupt- und Nebengebäuden angebracht werden.

5 Garagen, Stellplätze, Zufahrten, Lagerflächen

5.1 Für jede Wohneinheit sind 2,0 Stellplätze in Garagen oder als offene Stellplätze 
auszuweisen.

5.2 Der gewerbliche Stellplatzbedarf richtet sich nach der Verordnung über den Bau und Betrieb 
von Garagen sowie über die Zahl der notwendigen Stellplätze (GaStellV) in der jeweils 
gültigen Fassung.

5.3 Garagen und Stellplätze sind nach Maßgabe der BayBO auf den Baugrundstücken auch 
außerhalb der Baugrenzen, nicht jedoch in den privaten Grünflächen zulässig.

5.4 Garagengestaltung (für alle Plangebiete)

Garagen sind mit einem Satteldach und einer Dachneigung von 18°-23° oder einem 
begrünten Dach und einer Dachneigung von 0° bis 15° zu versehen.
Wandhöhe: maximal 2,75m.
Tiefgaragen und Kellergaragen sind unzulässig.

5.5 Garagenzufahrten, Stellplätze

Garagenzufahrten, Park- und Stellplätze, sind als befestigte Vegetationsflächen 
(Schotterrasen, Pflasterrasen, Rasengittersteine, Rasen mit Fahrspuren) oder in 
durchlässigem Verbundpflaster auszuführen. 

6 Grünordnung

6.1 Die Bodenversiegelung ist auf das unbedingt notwendige Maß zu beschränken. Sowohl 
öffentliche wie auch private Kfz-Stellplätze sind unversiegelt auszubilden: Verwendung von 
Schotterrasen, Rasengittersteinen oder Pflaster mit Rasenfuge.

6.2 Privates Grün

Die festgesetzten privaten Grünflächen dürfen nur für die notwendigen Ein- und Ausfahrten 
unter-brochen werden.

Nur Plangebiet WA 1, WA 2 und SO 2
Pro 200 qm Grundstücksfläche ist ein heimischer Obst- oder Laubbaum zu pflanzen und zu 
unterhalten.

6.3

7

Einfriedungen

Einfriedungen sind unter Beachtung der Einfriedungssatzung der Gemeinde Greifenberg zu 
gestalten und zu erhalten.

Eingriffsregelung nach dem BNatSchG

Im Rahmen der vereinfachten Vorgehensweise zur Beurteilung des Eingriffes wird 
festgestellt, dass ein Ausgleich erforderlich ist, da die Eingriffe zum Teil ohne planerische 
Entscheidung nicht zulässig waren (§ 1a Abs. 3 BauGB).
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8.1

8.2

8.3
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10

10.1

10.1.
1

Werbeanlagen

Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung zulässig; Fremdwerbung ist 
ausgeschlossen.

Werbeanlagen sind als bedruckte oder beklebte Platten mit einer maximalen Größe von 1,00 
m² an

Gebäuden zulässig; diese sind in die Fassade zu integrieren.

Nicht zulässig sind 
- Werbeanlagen an Einfriedungen und in Vorgärten.
- Werbeanlagen, die oberhalb des Brüstungsbereiches des 1. Obergeschosses angebracht 
werden
- selbstleuchtende (nicht hinterleuchtete) Werbeanlagen, Werbeanlagen in Form laufender
  Schriften,    
- sich bewegende Reklame oder Scheinwerfer.

Immissionsschutz, Altlasten

Vom nordöstlichsten Baukörper im WA 2 (nächstgelegenes Wohngebäude) zu der 
Westfassade mit Rolltoren der südlichen Stallung der Besamungsstation ist ein 
Mindestabstand (Schutzabstand) von 65 m einzuhalten.

Ver- und Entsorgungsleitungen

Elektrizitäts- und Fernmeldeeinrichtungen

Sämtliche Leitungen und Kabeltrassen innerhalb des Bebauungsplangebietes sind 
unterirdisch zu verlegen.

B Festsetzungen durch Planzeichen

C Hinweise durch Text

1.1 Grundwasser, Drainagen
Amtliche Beobachtungen von Grundwasserständen liegen nicht vor. Sie sind 
eigenverantwortlich von den Bauherrn zu überprüfen.
Aufgrund der Lage ist mit staunassem Untergrund, Schichtwasseranfall und schwankenden, 
hohen Grundwasserständen zu rechnen. Es wird deshalb empfohlen, die Kellergeschosse in 
wasserundurchlässiger Bauweise zu errichten.

1.2 Niederschlagswasserbeseitigung

Unverschmutztes Niederschlagswasser von Dächern und sonstigen Flächen ist, soweit 
möglich, zu versickern.

Für die Versickerung nicht verunreinigten Niederschlagswassers gelten grundsätzlich die 
Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV) und die Technischen Regeln zum 
schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in das Grundwasser 
(TRENGW).

Gesammeltes Niederschlagswasser ist über eine bewachsene Oberbodenschicht flächenhaft 
zu versickern.
Kann die Flächenversickerung oder das Anlegen von Sickermulden aus Platzgründen nicht 
verwirklicht werden, so ist eine linienförmige Versicherung über Rigolen oder Sickerrohre 
anzustreben.
Die punktuelle Versickerung über Sickerschächte ist nur anzuwenden, wenn zwingende 
Gründe eine der vorgenannten Lösungen ausschließen.

Bei einer unterirdischen Versickerungsanlage ist in jedem Fall eine ausreichende 
Vorreinigung vorzuschalten.

Ist eine Versickerung nicht möglich, so sind vor Einleitung des Niederschlagswassers in 
einen Vorfluter auf den Baugrundstücken ausreichend bemessene Rückhalteeinrichtungen 
zu schaffen (z.B. unterirdische Wasserbehälter oder naturnah gestaltete Teich o.ä.).

Bei der Planung und Ausführung der Niederschlagswasserbeseitigungsanlagen sind die 
Grundsätze der Regenwasserbewirtschaftung in Siedlungen gem. ATV-DVWK Merkblatt M 
153 zu beachten.

1.3 Alle Bauvorhaben sind vor Bezug bzw. Inbetriebnahme an die öffentliche Wasserversorgung 
und Abwasserbeseitigung anzuschließen, Zwischenlösungen sind nicht zugelassen.

1.4 Hinsichtlich der Lagerung von  Heizöl oder Kraftstoffen bzw. beim Umgang mit sonstigen 
wassergefährdenden Stoffen sind die Anlagen- und Fachbetriebsverordnung (VAwSF) und 
die dazugehörigen  Vollzugsbekanntmachungen (VVAwSF) zu beachten.

1.5 Bodenversiegelung

Die Bodenversiegelung ist auf das unbedingt notwendige Maß zu beschränken. 

2 Energieversorgung

Der Einsatz von Anlagen zur Nutzung natürlicher Energien (z.B. Sonnenkollektoren, 
Photovoltaik-Anlagen) wird angeregt.

3 Denkmalpflege

Zu Tage tretende Bodenfunde sind den zuständigen Fachstellen unverzüglich zu melden.

4 Immissionen, Altlasten

4.1 Die Bewertung der Verwertungs- und Ablagerungsfähigkeit von Bauteilen richtet sich 
grundsätzlich nach der am höchsten belasteten, nicht separierten/separierbaren 
Beschichtung / Komponente (vgl. Bay. BSD M 94, Anhang 3).
Bei Separierung von höher belasteten Bauteilen ist das Vorgehen bzgl. der Bewertung von 
Restanhaftungen vom Gutachter im Einzelfall, in Abstimmung mit den Behörden festzulegen.
Auf die Anforderungen gem. AH Kontrollierter Rückbau/BayLfU 2003 ,Ziffer 5.3 wird 
diesbezüglich hingewiesen.
Sind die schadstoffbelasteten Oberflächen nicht mehr identifizierbar oder wurden diese 
Anteile nachweislich bereits entfernt, so ist stufenweise vorzugehen, indem zuerst eine 
potentiell höchstbelastete Feinfraktion, z.B. nach Sieben auf <2 mm, untersucht wird.
Ergeben sich dabei keine Hinweise auf unzulässige Belastungen im Hinblick auf eine 
Verwertung, können weitere Untersuchungen entfallen. Andernfalls ist auch die Grobfraktion 
zu untersuchen und eine weitergehende, auf den Einzelfall abgestimmte Bewertung unter 
Berücksichtigung von Belastungshöhe, Mengenanteil und Abtrennbarkeit der Feinfraktion 
erforderlich.

4.2 Name, Adresse und Erreichbarkeit des mit den Überwachungsmaßnahmen beauftragten    
Sachverständigen sowie der Beginn der Arbeiten ist dem Landratsamt Landsberg a. Lech   
mind. eine Woche vorher mitzuteilen.

4.3 Sämtliche Verwertungsmaßnahmen sind entsprechend den Vorgaben der TR LAGA M 20 Nr. 
II 1.2.4 sowie 1.4.4 zu dokumentieren. Die Dokumentation ist dem Landratsamt Landsberg a. 
Lech nach Abschluss der Maßnahme vorzulegen. Die wesentlichen Inhalte der 
Dokumentation sollten nach Möglichkeit als Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen 
werden.. Verwertungsmaßnahmen unter Verwendung von Bauschutt und Bodenaushub sind 
im Plan zu kennzeichnen (z.B. „Straße mit Unterbau aus Bauschutt 4/32, Einbauklasse Z 
1.1“).
Die einschlägigen Nachweispflichten bzgl. Verwertungs- und Entsorgungsmaßnahmen sind 
zu beachten (NachwV v. 17.06.2002,BGBL.Jg. 2002 Teil 1 Nr. 44,S.2374).
Bei Feststellung von Auffälligkeiten bei der Aushubüberwachung ist das Landsratsamt 
Landsberg a. Lech zu informieren, ggf. ist das  weitere Vorgehen abzustimmen.

4.4 Bei Arbeiten im Bereich der Altablagerungen sind die „Richtlinien für Arbeiten in 
kontaminierten Bereichen“, der TBG,BGR 128 sowie die „Technischen Regeln für 
Gefahrstoffe TRGS 524“ zu beachten.

57 Baueingaben

Die nach diesem Bebauungsplan festgesetzten Bepflanzungen, Freiflächenbefestigungen, 
Fahrflächen, Terrassen, Einfriedungen und sonstigen Nebenanlagen sind in einem 
Freiflächengestaltungsplan nachzuweisen und bis spätestens in einem Jahr nach 
Bezugsfertigkeit durchzuführen. Mit den Eingabeplänen sind ein Stellplatznachweis sowie 
genaue Höhenpläne vorzulegen, aus denen die Höhenfestlegung der Gebäude hervorgeht.

Kartengrundlage Maßentnahme

Amtliches Katasterblatt – Digitale Flurkarte.
Planzeichnungen sind nur bedingt zur Maßentnahme geeignet. Eine Gewährleistung für 
Maßhaltigkeit besteht nicht.

D Hinweise durch Planzeichen
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Teil 1 
 
A Festsetzungen durch Text 
  
1 Art der baulichen Nutzung 

 
1.1 Das Baugebiet wird als „Sondergebiet für gewerbliche und landwirtschaftliche Tierhaltung“ gem. § 11 

BauNVO im westlichen Bereich als Plangebiet SO 2 und SO 3 und im östlichen Bereich als 
Plangebiet SO 1 festgesetzt. 
 
Im Sondergebiet Plangebiet SO 1 sind nur folgende Nutzungen zulässig: 

  Anlagen für Tierhaltung (landwirtschaftlich und/oder gewerblich) 
  Anlagen zur Vorbereitung künstlicher Tierproduktion mit Tiefkühllager 
  Betriebstankstellen 

Garagen sowie Ein- und Unterstellhallen für landwirtschaftliche Fahrzeuge 
Maschinenhallen für landwirtschaftliches Gerät 
Fahrsilos 
Verwaltung 

  Betriebswohnungen 
 
Im Sondergebiet Plangebiete SO 2 und SO 3 sind nur folgende Nutzungen zulässig: 

Tiefkühllager für Tiersamen 
Verwaltung 
Betriebswohnungen 

 
1.2 Untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen i.S. des § 14 Abs. 1 BauNVO sind auch außerhalb 

der Baugrenzen, nicht jedoch in den festgesetzten Grünflächen, zulässig. Dies gilt auch, soweit nicht 
anders festgesetzt, für Nebenanlagen i. S. des § 14 Abs. 2 BauNVO. 
 
 

2 Maß der baulichen Nutzung (§ 16 BauNVO) 
 

2.1 Die maximal zulässige Grundfläche (GR) für das Hauptgebäude ist in den Plangebieten SO 2 und 
SO 3 in jedem Bauraum ausgewiesen. 
Im Plangebiet SO 1 ist eine maximale Grundflächenzahl von 0,35 zugelassen. Zur Berechnung der 
maximal zulässigen Grundflächenzahl wird das gesamte Buchgrundstück inklusive der als Randgrün 
ausgewiesenen Flächen zugrunde gelegt. 
 
Überschreitungen dieser Flächen durch untergeordnete Bauteile, Erker, Wintergärten oder spätere 
ebenerdige Anbauten von insgesamt maximal 20 qm Grundfläche sind zugelassen. Diese können 
Baugrenzen und Baulinien in geringfügigem Ausmaß überschreiten (§ 23 Abs. 3 BauNVO). 
 

2.2 Die zulässige Grundfläche darf durch Anlagen im Sinne des § 19 Abs. 4 BauNVO bis zu einem 
Höchstwert von GRZ 0,8 überschritten werden. 
 

2.3 Haustypen: 
 
Plangebiet SO 1 
Traufseitige Wandhöhe maximal 7,50 m 
Firsthöhe maximal 10,00 m 
 
Plangebiet SO 2 
Traufseitige Wandhöhe maximal 4,30 m 
Firsthöhe maximal 7,80 m 
Dachneigung: 32° - 36° 
 
Plangebiet SO 3 
Traufseitige Wandhöhe maximal 6,10 m 
Firsthöhe maximal 9,00 m 
Dachneigung: max. 47 ° 
 

 Die traufseitigen Wandhöhen werden gemessen von der Höhe des Fertigfußbodens (FFB) des 
Erdgeschosses bis Unterkante Sparren. 
Die Höhe des FFB EG darf gebäudemittig maximal 0,60 m über der Straßenhinterkante der das 
Grundstück erschließenden Straße eingestellt werden. 
 
Die Firsthöhe wird gemessen ab der Fertigfußbodenhöhe des Erdgeschosses bis Unterkante 
Sparren. 
 

2.4 Nebenanlagen für Strom-, Gas- und Wasserversorgung, Telefon- und Abwasserbeseitigung 
 
Diese sind zugelassen auch wenn hierfür keine besonderen Flächen ausgewiesen sind. 
Versorgungsleitung des Nieder- und Mittelspannungsnetzes sind unterirdisch zu führen. Die 
Aufstellung von Stromverteilerkästen hat auf den Baugrundstücken zu erfolgen.  
 

2.5 Im Plangebiet SO 2 sind je Einzelhaus maximal 2 Wohnungen zulässig. 
Im Plangebiet SO 3 sind je Bauraum maximal 3 Wohnungen zulässig. 
 
 

3 Bauweise 
 

3.1 Im gesamten Baugebiet ist offene Bauweise festgesetzt. Abweichend von § 22 Abs. 2 BauNVO sind 
im SO 1 auch Baukörper über 50 m Länge zulässig. 
 

3.2 Für die Bemessung der Abstandsflächen gelten uneingeschränkt die Bestimmungen des Art. 6 
BayBO. 
 
 

4 Bauliche Gestaltung 
 

4.2 Hausformen 
Plangebiete SO 2 und SO 3 
Hausformen sind über quadratischem oder rechteckigem Grundriss zu entwickeln. Bei letzterem 
muss das Verhältnis Giebelbreite zu Giebellänge mindestens 1 : 1,2 betragen. Doppelhaushälften 
oder Häuser mit zulässiger gegenseitiger Grenzbebauung sind bezüglich Höhe und Dachneigung 
einheitlich zu gestalten. 
 

4.3 Fassaden 
Hausfassaden sind als glatte Putzfassaden in weiß oder hellen Erdtönen herzustellen.  
Holzverkleidungen von Fassade und Giebel sowie Holzhäuser sind zulässig. 
 

4.4 Dachform, Dachneigung, Dachausbildung in den Plangebieten SO 2 und SO 3 
Zulässig sind Satteldächer. 
Die zulässigen Dachneigungen sind Ziff. 2.3 „Haustypen“ und den Systemschnitten unter „E“ zu 
entnehmen. 
Negative Dacheinschnitte als Dachterrassen sind unzulässig. 
 

4.5 Dachform, Dachneigung, Dachausbildung im Plangebiet SO 1 
Zulässig sind Satteldächer und Flachdächer. 
Zur Belichtung über Dachbereiche sind Firstverglasungen und Oberlichter zulässig. 
Negative Dacheinschnitte als Dachterrassen sind unzulässig. 
 

 
 

Für Dachgauben gilt folgendes: 

4.5.1 
 

Dachgauben sind nur ab einer Mindestdachneigung von 32° zulässig. 
 

4.5.2 Die Gaubenvorderansichten dürfen nicht breiter als 1,75m sein. 
 

4.5.3 Der First der Gauben muss mind. 1,00 m unter dem First des Hauptdaches angeordnet sein. 
 

4.5.4 Die Gauben müssen einen Mindestabstand untereinander von der einfachen Gaubenbreite und einen 
Abstand zur Giebelaußenwand von mind. 2,5 m haben. Sie dürfen in der Addition nicht mehr als 1/3 
der Gebäudelänge einnehmen. 
 

4.5.5 Beim Bau mehrerer Gauben sind diese auf einer Höhe, in gleicher Größe und Gestaltung sowie in 
gleichem Abstand untereinander zu errichten. 
 

4.5.6 Die Bedachung der Gauben darf nicht mehr als 20 cm ausladen. 
 

4.6 Dachdeckung 
Für die Dachdeckung werden Dachplatten oder Dachpfannen in rot, grau oder anthrazit festgesetzt. 
Die Eindeckung von Doppelhäusern und Reihenhäusern hat einheitlich zu erfolgen. 
Als Dacheindeckung sind nur nicht reflektierende Materialien zugelassen. 
IM SO 1 sind auch Blecheindeckungen, jedoch nur in beschichteter Form zugelassen.  
 
Für ebenerdige, untergeordnete Anbauten sind außerdem Glas, Blech oder das Material des 
Hauptdaches zulässig. 
 

4.7 
 
 
 
 
 

Sonnenkollektoren 
 
Sonnenkollektoren und Photovoltaikanlagen zur alternativen Energiegewinnung dürfen nur auf den 
Dach- und Fassadenflächen von Haupt- und Nebengebäuden angebracht werden. 
 

5 Garagen, Stellplätze, Zufahrten, Lagerflächen 
 

5.1 Für jede Wohneinheit sind 2,0 Stellplätze in Garagen oder als offene Stellplätze auszuweisen. 
 

5.2 Der gewerbliche Stellplatzbedarf richtet sich nach der Verordnung über den Bau und Betrieb von 
Garagen sowie über die Zahl der notwendigen Stellplätze (GaStellV) in der jeweils gültigen Fassung. 
 

5.3 Garagen und Stellplätze sind nach Maßgabe der BayBO auf den Baugrundstücken auch außerhalb 
der Baugrenzen, nicht jedoch in den privaten Grünflächen, zulässig. 
 

5.4 
 
 
 
 

Garagengestaltung 
Garagen sind mit einem Satteldach und einer Dachneigung von 18°-23° oder einem begrünten Dach 
und einer Dachneigung von 0° bis 15° zu versehen. 
Wandhöhe: maximal 2,75 m. 
Tiefgaragen und Kellergaragen sind unzulässig. 
 

5.5 Garagenzufahrten, Stellplätze 
Garagenzufahrten, Park- und Stellplätze, sind als befestigte Vegetationsflächen (Schotterrasen, 
Pflasterrasen, Rasengittersteine, Rasen mit Fahrspuren) oder in durchlässigem Verbundpflaster 
auszuführen.  
 
 

6 Grünordnung 
 

6.1 Die Bodenversiegelung ist auf das unbedingt notwendige Maß zu beschränken. Sowohl öffentliche 
wie auch private Kfz-Stellplätze sind unversiegelt auszubilden: Verwendung von Schotterrasen, 
Rasengittersteinen oder Pflaster mit Rasenfuge. 
 

6.2 Privates Grün 
Die festgesetzten privaten Grünflächen (Randgrün) dürfen nur für die notwendigen Ein- und 
Ausfahrten unterbrochen werden. Die Flächen sind als Trenngrün mit heimischen Laubbäumen und 
Sträuchern als durchgehende Hecke zu bepflanzen. 
 
Plangebiet SO 2 
Pro 200 qm Grundstücksfläche ist ein heimischer Obst- oder Laubbaum zu pflanzen und zu 
unterhalten. 
 

7 Eingriffsregelung nach dem BNatSchG 
 
Im Rahmen der vereinfachten Vorgehensweise zur Beurteilung des Eingriffes wird festgestellt, dass 
ein Ausgleich erforderlich ist, da die Eingriffe zum Teil ohne planerische Entscheidung nicht zulässig 
waren (§ 1a Abs. 3 BauGB). 
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8.1 
 
8.2 
 
 
8.3 
 
 
 
 
 
 

Werbeanlagen 
 
Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung zulässig; Fremdwerbung ist ausgeschlossen. 
 
Werbeanlagen sind als bedruckte oder beklebte Platten mit einer maximalen Größe von 1,00 m² an 
Gebäuden zulässig; diese sind in die Fassade zu integrieren. 
 
Nicht zulässig sind  
- Werbeanlagen an Einfriedungen und in Vorgärten. 
- Werbeanlagen, die oberhalb des Brüstungsbereiches des 1. Obergeschosses angebracht werden 
- selbstleuchtende (nicht hinterleuchtete) Werbeanlagen, Werbeanlagen in Form laufender Schriften,     
  sich bewegende Reklame oder Scheinwerfer 

9 Immissionsschutz, Altlasten 

9.1 Auf die Plangebiete SO 2 und SO 3 wirken Immissionen eines benachbarten landwirtschaftlichen 
Betriebs (Besamungsstation) sowie landwirtschaftlich genutzter Grundstücke ein. Betriebsübliche 
Geruchs-, Lärm- und Staubimmissionen sind trotz ordnungsgemäß betriebener Landwirtschaft 
unvermeidlich und sind hinzunehmen. Dies gilt insbesondere für den Viehtrieb, das Betreiben und 
den Verkehr landwirtschaftlicher Maschinen zu Ruhezeiten sowie an Sonn- und Feiertagen. 
 
 

10 Ver.- und Entsorgungsleitungen 

10.1 Elektrizität-, Glasfaser- und Fernmeldeeinrichtungen 
Sämtliche Leitungen und Kabeltrassen innerhalb des Bebauungsplangebiets sind unterirdisch zu 
verlegen. 
 
 

11 Abwasserbeseitigung 

11.1 Im Plangebiet SO 1 sind in Abhängigkeit der angeschlossenen versiegelten Flächen vor Einleitung 
des unverschmutzten Regenwassers in den Vorfluter Windach 2 m³ Rückhaltevolumen je 100 m² 
versiegelter Fläche bei einem Drosselabfluss von 1 l/s vorzuschalten. 
 

11.2 In den Plangebieten SO 2 und SO 3 sind in Abhängigkeit der angeschlossenen versiegelten Flächen 
vor Einleitung des unverschmutzten Regenwassers in den Mischkanal 2 m³ Rückhaltevolumen je 100 
m² versiegelter Fläche bei einem Drosselabfluss von 1 l/s vorzuschalten. 
 
 

12 Klima-/ Umweltschutz 

 Zur Erleichterung des späteren Einsatzes von erneuerbaren Energien, wie Solar- oder 
Fotovoltaikanlagen, sind bei der Errichtung von Wohn- und Verwaltungsgebäuden bereits die 
Anschlussmöglichkeiten für diese Einrichtungen vorzusehen (z.B. durch die Verlegung von 
Leerrohren). 

4.2 Name, Adresse und Erreichbarkeit des mit den Überwachungsmaßnahmen beauftragten    
Sachverständigen sowie der Beginn der Arbeiten ist dem Landratsamt Landsberg a. Lech   mind. 
eine Woche vorher mitzuteilen. 
 

4.3 Gemäß Baugrundgutachten CG Nr. B  181019 v. 13.08.2018 liegen im Bereich der Decklagen 
erhöhte Bodenbefunde für Arsen und Cyanide bis Kategorie Z 1.2 n. LVGBT vor. Für Arsen wird der 
Prüfwert von 25 mg/kg der Bodenschutzverordnung für Kinderspielplätze (ggfs. auch anwendbar bei 
„Wohngärten“) mit max. 38 mg/kg überschritten.  
Es wird empfohlen, die potentiell geogen bedingten Arsenbefunde im Baugebiet in Abhängigkeit von 
der jeweiligen Nutzungssensibilität einzugrenzen bzw. flächig zu erfassen. Die hierzu 
durchzuführenden Untersuchungen sollten mit der Bodenschutzbehörde abgestimmt werden. 
Bereiche mit Prüfwertüberschreitungen sind mit Nr. 15.12 PlanzVO zu kennzeichnen. 
 

4.4 Für die relevanten Bereiche sowie für Bereiche, bei denen sensorische Auffälligkeiten der 
Bodenbeschaffenheit feststellbar sind, sollte eine qualifizierte Aushubüberwachung mit 
Beweissicherung durchgeführt werden. Die entsprechenden Hinweise sollten nachfolgende Fassung 
erhalten: 
 
Bei Aushubmaßnahmen ist eine fachlich qualifizierte Aushubüberwachung durchzuführen. Das 
Aushubmaterial ist gem. den einschlägigen Anforderungen der TR LAGA M 20 und der LAGA 32 PN 
98 in der Regel in der Feinfraktion <2mm, zu untersuchen. Das der Überwachung unterliegende, 
zwischengelagerte Aushubmaterial ist gegen Wind-, und Wasserverfrachtung zu sichern. Die 
Maßnahmen sind zu dokumentieren, die Dokumentation ist dem Landratsamt vorzulegen. 
 
Im Zuge der Rückbau- und Aushubüberwachung sind nach Rücksprache mit den zuständigen 
Fachstellen grundsätzlich Beweissicherungsuntersuchungen mit Anwendung der in der BBodSchV 
genannten sowie der für Bayern geltenden fachlichen Regeln (Anhänge 1 und 2 BBodSchV, LfU-
Merkblätter 3.8/1, 3.8/4, 3.8/5 u. 3.8/6) durchzuführen, sofern signifikante Bodenkontaminationen im 
Aushubniveau (Aushubsohle u. –böschung) nicht ausgeschlossen werden können. 
Die Ergebnisse der Beweissicherungsuntersuchung sind dem Landratsamt Landsberg am Lech 
vorzulegen. 
 
Verwertungs- und Entsorgungsmaßnahmen von Bodenaushub und Bauschutt sind nach Vorlage der 
Ergebnisse der Aushub- und Rückbauüberwachung mit dem Landratsamt Landsberg a. Lech 
abzustimmen. 
Verwertungsmaßnahmen innerhalb und im Umfeld des Baufeldes sind grundsätzlich nur bei 
Einhaltung des Zuordnungswertes Z 0 nach TR LAGA M 20 bzw. bis zur Einbauklasse Z 0 zulässig. 
Ausnahmen hiervon sind mit dem Wasserwirtschaftsamt Weilheim und Landratsamt Landsberg a. 
Lech abzustimmen. 
 
Von der Aushubüberwachung festgestellte Bodenkontaminationen sind gem. § 4 Abs. 2-4 BBodSchG 
im Bereich von Sanierungsschwellwertüberschreitungen in Abstimmung mit den zuständigen 
Behörden abzugrenzen, zu sanieren, oder zu sichern. Bei Feststellung von Auffälligkeiten bei der 
Aushubüberwachung ist das Landratsamt Landsberg a. Lech zu informieren, ggf. ist das weitere 
Vorgehen abzustimmen.  
 
Bei Arbeiten im Bereich der Altablagerungen sind die „Richtlinien für Arbeiten in kontaminierten 
Bereichen“, der TGB, BGR 128/DGUV Regel 101-004 sowie die „Technischen Regeln für 
Gefahrstoffe TRGS 524“ zu beachten.  
 
Bei Flächen, bei denen eine bzgl. des Wirkungspfades Boden – Mensch sensible Nutzung, z.B. 
durch Spiel-, Freizeit- und Gartennutzung nicht ausgeschlossen werden kann, oder bei denen sich 
eine entsprechend sensible Nutzung im Laufe der Zeit einstellt, ist bei Spiel-, Freizeitnutzung eine 
mindestens 0,35 m (horizontiert 0 – 0,1m, 0,1 – 0,35m), bei Nutzgartennutzung eine 0,60m mächtige 
Deckschicht aus unbelastetem Bodenmaterial nachzuweisen, oder eine potentielle Gefährdung ist 
durch geeignete Maßnahmen zur Nutzungseinschränkung zu verhindern. Dieser Nachweis kann 
durch eine Oberbodenuntersuchung der in der Bodenschutzverordnung (BBodSchV) einschlägigen 
Untersuchungsbereiche mit Nachweis der Einhaltung der Prüf- / Vorsorgewerte der BBodSchV oder 
durch einen hinsichtlich Bodenbelastungen aussagekräftigen Herkunftsnachweis von Einbaumaterial 
(z.B. Humusierung) mit gutachtlicher Dokumentation erfolgen. Die Dokumentation ist vorzulegen. 
 

4.5 Laut aktueller Datenlage des Altlasten-, Bodenschutz-, und Deponieinformationssystems (ABuDIS) 
für den Landkreis Landsberg am Lech sind keine weiteren gefahrenverdächtigen Flächen mit 
erheblichen Bodenbelastungen oder sonstigen Gefahrenpotenzial bekannt, die in negativer Weise 
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1.1 Grundwasser, Drainagen 

Amtliche Beobachtungen von Grundwasserständen liegen nicht vor. Sie sind eigenverantwortlich von 
den Bauherrn zu überprüfen. 
Aufgrund der Lage ist mit staunassem Untergrund, Schichtwasseranfall und schwankenden, hohen 
Grundwasserständen zu rechnen. Es wird deshalb empfohlen, die Kellergeschosse in 
wasserundurchlässiger Bauweise zu errichten. 
 

1.2 Anlagengenehmigung 
 Der Geltungsbereich liegt im 60 m-Bereich des genehmigungspflichtigen Gewässers (Windach). Für 

alle Anlagen, die sich innerhalb des 60 m-Bereiches befinden, ist unabhängig davon, ob sie 
baugenehmigungspflichtig sind oder nicht, ein formloser Antrag auf Genehmigung nach § 36 WHG 
i.V.m. Art. 20 BayWG beim Landratsamt Landsberg am Lech einzureichen. In der wasserrechtlichen 
Genehmigung enthaltenen Auflagen und Bedingungen müssen eingehalten werden. Die 
Festsetzungen/Hinweise der Nr. 3 -Belange der Wasserwirtschaft- sind zu beachten und einzuhalten. 
 

1.3 Niederschlagswasserbeseitigung 
Unverschmutztes Niederschlagswasser von Dächern und sonstigen Flächen ist, soweit möglich, zu 
versickern. 
 
Die Gegebenheit für eine Versickerung von Oberflächenwassers ist auf Grund der geologischen 
Verhältnisse jedoch als problematisch einzustufen. Eine Ableitung von gesammeltem 
Niederschlagswasser in einen Vorfluter (Windach) ist auf Grund der Lage des Baugebiets nicht 
realisierbar. Daher wird die Ableitung des auf bebauten und befestigten Flächen anfallenden 
Oberflächenwassers überwiegend in den Mischwasserkanal der Ammerseewerke gKU erfolgen. 
 
Bei Neubauvorhaben sind die Grundstücksentwässerungen grundsätzlich im Trennsystem 
auszuführen, d.h. Schmutz- und Regenwasser müssen getrennt abgeleitet werden.  
Gesammeltes Niederschlagswasser von bebauten oder befestigten Flächen ist über eine 
flächenhafte Versickerung abzuleiten. Die Versickerung ist genehmigungsfrei, sofern die 
Voraussetzungen der Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV) und der „Technischen 
Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in das Grundwasser 
(TRENGW) eingehalten werden. 
 
Gesammeltes Niederschlagswasser ist über eine bewachsene Oberbodenschicht flächenhaft zu 
versickern.  
Unterirdische Versickerungsanlagen wie Rigolen, Sickerrohre oder –schächte sind nur zulässig, 
wenn eine flächenhafte Versickerung nicht möglich ist und eine entsprechende Vorreinigung erfolgt.  
Ist eine Versickerung nicht möglich, so sind vor dem Einleiten des gesammelten 
Niederschlagswasser von bebauten oder befestigten Flächen in einen Vorfluter (Mischwasserkanal) 
geeignete Maßnahmen zur Rückhaltung zu treffen: Der gedrosselte Ablauf in den Vorfluter darf 1l/s 
je 100m² angeschlossener (bebauter oder befestigter) Fläche nicht übersteigen. Die Dimensionierung 
der Rückhalteräume ist gemäß dem Arbeitsblatt DWA-A117 zu ermitteln. Retentionszisternen sind 
gegen rückstauendes Abwasser aus dem Mischwasserkanal zu sichern.  
Auf die Möglichkeit der Verwendung des Niederschlagswassers als Brauchwasser (z.B. zur 
Gartenbewässerung) wird hingewiesen. 
 
Die punktuelle Versickerung über Sickerschächte ist nur anzuwenden, wenn zwingende Gründe eine 
der vorgenannten Lösungen ausschließen. 
 
Bei einer unterirdischen Versickerungsanlage ist in jedem Fall eine ausreichende Vorreinigung 
vorzuschalten. 
 
Ist eine Versickerung nicht möglich, so sind vor Einleitung des Niederschlagswassers in einen 
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A Festsetzungen durch Text

1 Art der baulichen Nutzung

1.1 Das Baugebiet wird im südwestlichen Bereich als „allgemeines Wohngebiet“ (WA) gemäß § 4 
BauNVO (Plangebiete WA 1 und WA 2)  und im mittleren und östlichen Bereich als 
„Sondergebiet für gewerbliche und landwirtschaftliche Tierhaltung“ gem. § 11 BauNVO 
(Plangebiete SO 1 und SO 2) festgesetzt.

Im allgemeinen Wohngebiet sind folgende Nutzungen unzulässig:
Gartenbaubetriebe
Tankstellen

Im Sondergebiet Plangebiet SO 1 sind nur folgende Nutzungen zulässig:
Anlagen für Tierhaltung (landwirtschaftlich und/oder gewerblich)
Anlagen zur Vorbereitung künstlicher Tierproduktion mit Tiefkühllager
Betriebstankstellen
Garagen sowie Ein- und Unterstellhallen für landwirtschaftliche Fahrzeuge
Maschinenhallen für landwirtschaftliches Gerät
Verwaltung
Betriebswohnungen

Im Sondergebiet Plangebiet SO 2 sind nur folgende Nutzungen zulässig:
Tiefkühllager für Tiersamen
Verwaltung
Betriebswohnungen

1.2 Untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen i.S. des § 14 Abs. 1 BauNVO sind auch 
außerhalb der Baugrenzen zulässig. Dies gilt auch, soweit nicht anders festgesetzt, für 
Nebenanlagen i. S. des § 14 Abs. 2 BauNVO.

2 Maß der baulichen Nutzung (§ 16 BauNVO)

2.1 Die maximal zulässige Grundfläche (GR) für das Hauptgebäude ist in den Plangebieten WA 
1, WA 2 und SO 2 in jedem Bauraum ausgewiesen. Im Plangebiet SO 1 ist eine maximale 
Grundflächenzahl von 0,35 zugelassen.
Überschreitungen dieser Flächen durch untergeordnete Bauteile, Erker, Wintergärten oder 
spätere ebenerdige Anbauten von insgesamt maximal 20 qm Grundfläche sind zugelassen. 
Diese können Baugrenzen und Baulinien in geringfügigem Ausmaß überschreiten (§ 23 Abs. 
3 BauNVO).

2.2 Die zulässige Grundfläche darf in den Plangebieten WA 1, WA 2 und SO 1 und SO 2 durch 
Anlagen im Sinne des § 19 Abs. 4 BauNVO bis zu einem Höchstwert von GRZ 0,8 
überschritten werden.

2.3 Haustypen:

Plangebiet WA 1
Traufseitige Wandhöhe maximal 6,10 m
Firsthöhe maximal 7,90 m
Dachneigung: 18 - 22°

Plangebiet WA 2
Traufseitige Wandhöhe maximal 4,30 m
Firsthöhe maximal 7,80 m
Dachneigung: 32 - 36°

Plangebiet SO 1
Traufseitige Wandhöhe maximal 7,50 m
Firsthöhe maximal 10,00 m

Plangebiet SO 2
Traufseitige Wandhöhe maximal 4,30m
Firsthöhe maximal 7,80 m
Dachneigung: 32 - 36°

Die traufseitigen Wandhöhen werden gemessen ab der Fertigfußbodenhöhe des 
Erdgeschosses bis Unterkante Sparren.
Die Höhe des FFB EG darf gebäudemittig maximal 0,30 m über der Straßenhinterkante der 
das Grundstück erschließenden Straße eingestellt werden.

Die Firsthöhe wird gemessen ab der Fertigfußbodenhöhe des Erdgeschosses bis Unterkante 
Sparren.

2.4 Nebenanlagen für Strom-, Gas- und Wasserversorgung, Telefon- und Abwasserbeseitigung

Diese sind zugelassen auch wenn hierfür keine besonderen Flächen ausgewiesen sind.
Versorgungsleitung des Nieder- und Mittelspannungsnetzes sind unterirdisch zu führen. Die 
Aufstellung von Stromverteilerkästen hat auf den Baugrundstücken zu erfolgen. 

2.5 In den Plangebieten WA 1, WA 2 und SO 2 ist die maximal zulässige Anzahl der Wohnungen 
in jedem Bauraum festgesetzt.

3 Bauweise

3.1 Im gesamten Baugebiet ist offene Bauweise zulässig. Abweichend von § 22 Abs. 2 BauNVO 
sind im SO 1 auch Baukörper über 50 m Länge zulässig.

3.2 Für die Bemessung der Abstandsflächen gelten uneingeschränkt die Bestimmungen des Art. 
6 BayBO.

4 Bauliche Gestaltung

4.2 Hausformen
Plangebiete, WA 1, WA 2 und SO 2

Hausformen sind über quadratischem oder rechteckigem Grundriss zu entwickeln, Bei 
letzterem muss das Verhältnis Giebelbreite zu Giebellänge mindestens 1 : 1,2 betragen. 
Doppelhaushälften oder Häuser mit zulässiger gegenseitiger Grenzbebauung sind bezüglich 
Höhe, Dachneigung einheitlich zu gestalten.

4.3 Fassaden

Hausfassaden sind als glatte Putzfassaden in weiß oder hellen Erdtönen herzustellen. 
Holzverkleidungen von Fassade und Giebel sowie Holzhäuser sind zulässig.

4.4 Dachform, Dachneigung, Dachausbildung in den Plangebieten WA 1, WA 2 und SO 2

Zulässig sind Satteldächer.

Als Dacheindeckung sind nur nicht reflektierende Materialien zugelassen.
Negative Dacheinschnitte als Dachterrassen sind unzulässig.

4.5 Dachform, Dachneigung, Dachausbildung im Plangebiet SO 1

Zulässig sind Satteldächer und Flachdächer.

Zur Belichtung über Dachbereiche sind Firstverglasungen und Oberlichter zulässig.
Negative Dacheinschnitte als Dachterrassen sind unzulässig.

Als Dacheindeckung sind nur nicht reflektierende Materialien zugelassen; Blecheindeckung 
nur in beschichteter Ausführung.

Für Dachgauben gilt folgendes:

4.5.1 Dachgauben sind nur ab einer Mindestdachneigung von 32° zulässig.

4.5.2 Die Gaubenvorderansichten dürfen nicht breiter als 1,75m sein.

4.5.3 Der First der Gauben muss mind. 1,00 m unter dem First des Hauptdaches angeordnet sein.

4.5.4 Die Gauben müssen einen Mindestabstand untereinander von der einfachen Gaubenbreite 
und einen Abstand zur Giebelaußenwand von mind. 2,5 m haben. Sie dürfen in der Addition 
nicht mehr als 1/3 der Gebäudelänge einnehmen.

4.5.5 Beim Bau mehrerer Gauben sind diese auf einer Höhe, in gleicher Größe und Gestaltung 
sowie in gleichem Abstand untereinander zu errichten.

4.5.6 Die Bedachung der Gauben darf nicht mehr als 20 cm ausladen.

4.6 Dachdeckung

Für die Dachdeckung werden Dachplatten oder Dachpfannen in naturrot festgesetzt. Die 
Eindeckung von Doppelhäusern hat einheitlich zu erfolgen. 

Für ebenerdige, untergeordnete Anbauten sind außerdem Glas, Blech oder das Material des 
Hauptdaches zulässig.

4.7 Sonnenkollektoren

Sonnenkollektoren und Photovoltaikanlagen zur alternativen Energiegewinnung dürfen nur 
auf den Dach- und Fassadenflächen von Haupt- und Nebengebäuden angebracht werden.

5 Garagen, Stellplätze, Zufahrten, Lagerflächen

5.1 Für jede Wohneinheit sind 2,0 Stellplätze in Garagen oder als offene Stellplätze 
auszuweisen.

5.2 Der gewerbliche Stellplatzbedarf richtet sich nach der Verordnung über den Bau und Betrieb 
von Garagen sowie über die Zahl der notwendigen Stellplätze (GaStellV) in der jeweils 
gültigen Fassung.

5.3 Garagen und Stellplätze sind nach Maßgabe der BayBO auf den Baugrundstücken auch 
außerhalb der Baugrenzen, nicht jedoch in den privaten Grünflächen zulässig.

5.4 Garagengestaltung (für alle Plangebiete)

Garagen sind mit einem Satteldach und einer Dachneigung von 18°-23° oder einem 
begrünten Dach und einer Dachneigung von 0° bis 15° zu versehen.
Wandhöhe: maximal 2,75m.
Tiefgaragen und Kellergaragen sind unzulässig.

5.5 Garagenzufahrten, Stellplätze

Garagenzufahrten, Park- und Stellplätze, sind als befestigte Vegetationsflächen 
(Schotterrasen, Pflasterrasen, Rasengittersteine, Rasen mit Fahrspuren) oder in 
durchlässigem Verbundpflaster auszuführen. 

6 Grünordnung

6.1 Die Bodenversiegelung ist auf das unbedingt notwendige Maß zu beschränken. Sowohl 
öffentliche wie auch private Kfz-Stellplätze sind unversiegelt auszubilden: Verwendung von 
Schotterrasen, Rasengittersteinen oder Pflaster mit Rasenfuge.

6.2 Privates Grün

Die festgesetzten privaten Grünflächen dürfen nur für die notwendigen Ein- und Ausfahrten 
unter-brochen werden.

Nur Plangebiet WA 1, WA 2 und SO 2
Pro 200 qm Grundstücksfläche ist ein heimischer Obst- oder Laubbaum zu pflanzen und zu 
unterhalten.

6.3

7

Einfriedungen

Einfriedungen sind unter Beachtung der Einfriedungssatzung der Gemeinde Greifenberg zu 
gestalten und zu erhalten.

Eingriffsregelung nach dem BNatSchG

Im Rahmen der vereinfachten Vorgehensweise zur Beurteilung des Eingriffes wird 
festgestellt, dass ein Ausgleich erforderlich ist, da die Eingriffe zum Teil ohne planerische 
Entscheidung nicht zulässig waren (§ 1a Abs. 3 BauGB).
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8.2

8.3
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10.1

10.1.
1

Werbeanlagen

Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung zulässig; Fremdwerbung ist 
ausgeschlossen.

Werbeanlagen sind als bedruckte oder beklebte Platten mit einer maximalen Größe von 1,00 
m² an

Gebäuden zulässig; diese sind in die Fassade zu integrieren.

Nicht zulässig sind 
- Werbeanlagen an Einfriedungen und in Vorgärten.
- Werbeanlagen, die oberhalb des Brüstungsbereiches des 1. Obergeschosses angebracht 
werden
- selbstleuchtende (nicht hinterleuchtete) Werbeanlagen, Werbeanlagen in Form laufender
  Schriften,    
- sich bewegende Reklame oder Scheinwerfer.

Immissionsschutz, Altlasten

Vom nordöstlichsten Baukörper im WA 2 (nächstgelegenes Wohngebäude) zu der 
Westfassade mit Rolltoren der südlichen Stallung der Besamungsstation ist ein 
Mindestabstand (Schutzabstand) von 65 m einzuhalten.

Ver- und Entsorgungsleitungen

Elektrizitäts- und Fernmeldeeinrichtungen

Sämtliche Leitungen und Kabeltrassen innerhalb des Bebauungsplangebietes sind 
unterirdisch zu verlegen.

B Festsetzungen durch Planzeichen

C Hinweise durch Text

1.1 Grundwasser, Drainagen
Amtliche Beobachtungen von Grundwasserständen liegen nicht vor. Sie sind 
eigenverantwortlich von den Bauherrn zu überprüfen.
Aufgrund der Lage ist mit staunassem Untergrund, Schichtwasseranfall und schwankenden, 
hohen Grundwasserständen zu rechnen. Es wird deshalb empfohlen, die Kellergeschosse in 
wasserundurchlässiger Bauweise zu errichten.

1.2 Niederschlagswasserbeseitigung

Unverschmutztes Niederschlagswasser von Dächern und sonstigen Flächen ist, soweit 
möglich, zu versickern.

Für die Versickerung nicht verunreinigten Niederschlagswassers gelten grundsätzlich die 
Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV) und die Technischen Regeln zum 
schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in das Grundwasser 
(TRENGW).

Gesammeltes Niederschlagswasser ist über eine bewachsene Oberbodenschicht flächenhaft 
zu versickern.
Kann die Flächenversickerung oder das Anlegen von Sickermulden aus Platzgründen nicht 
verwirklicht werden, so ist eine linienförmige Versicherung über Rigolen oder Sickerrohre 
anzustreben.
Die punktuelle Versickerung über Sickerschächte ist nur anzuwenden, wenn zwingende 
Gründe eine der vorgenannten Lösungen ausschließen.

Bei einer unterirdischen Versickerungsanlage ist in jedem Fall eine ausreichende 
Vorreinigung vorzuschalten.

Ist eine Versickerung nicht möglich, so sind vor Einleitung des Niederschlagswassers in 
einen Vorfluter auf den Baugrundstücken ausreichend bemessene Rückhalteeinrichtungen 
zu schaffen (z.B. unterirdische Wasserbehälter oder naturnah gestaltete Teich o.ä.).

Bei der Planung und Ausführung der Niederschlagswasserbeseitigungsanlagen sind die 
Grundsätze der Regenwasserbewirtschaftung in Siedlungen gem. ATV-DVWK Merkblatt M 
153 zu beachten.

1.3 Alle Bauvorhaben sind vor Bezug bzw. Inbetriebnahme an die öffentliche Wasserversorgung 
und Abwasserbeseitigung anzuschließen, Zwischenlösungen sind nicht zugelassen.

1.4 Hinsichtlich der Lagerung von  Heizöl oder Kraftstoffen bzw. beim Umgang mit sonstigen 
wassergefährdenden Stoffen sind die Anlagen- und Fachbetriebsverordnung (VAwSF) und 
die dazugehörigen  Vollzugsbekanntmachungen (VVAwSF) zu beachten.

1.5 Bodenversiegelung

Die Bodenversiegelung ist auf das unbedingt notwendige Maß zu beschränken. 

2 Energieversorgung

Der Einsatz von Anlagen zur Nutzung natürlicher Energien (z.B. Sonnenkollektoren, 
Photovoltaik-Anlagen) wird angeregt.

3 Denkmalpflege

Zu Tage tretende Bodenfunde sind den zuständigen Fachstellen unverzüglich zu melden.

4 Immissionen, Altlasten

4.1 Die Bewertung der Verwertungs- und Ablagerungsfähigkeit von Bauteilen richtet sich 
grundsätzlich nach der am höchsten belasteten, nicht separierten/separierbaren 
Beschichtung / Komponente (vgl. Bay. BSD M 94, Anhang 3).
Bei Separierung von höher belasteten Bauteilen ist das Vorgehen bzgl. der Bewertung von 
Restanhaftungen vom Gutachter im Einzelfall, in Abstimmung mit den Behörden festzulegen.
Auf die Anforderungen gem. AH Kontrollierter Rückbau/BayLfU 2003 ,Ziffer 5.3 wird 
diesbezüglich hingewiesen.
Sind die schadstoffbelasteten Oberflächen nicht mehr identifizierbar oder wurden diese 
Anteile nachweislich bereits entfernt, so ist stufenweise vorzugehen, indem zuerst eine 
potentiell höchstbelastete Feinfraktion, z.B. nach Sieben auf <2 mm, untersucht wird.
Ergeben sich dabei keine Hinweise auf unzulässige Belastungen im Hinblick auf eine 
Verwertung, können weitere Untersuchungen entfallen. Andernfalls ist auch die Grobfraktion 
zu untersuchen und eine weitergehende, auf den Einzelfall abgestimmte Bewertung unter 
Berücksichtigung von Belastungshöhe, Mengenanteil und Abtrennbarkeit der Feinfraktion 
erforderlich.

4.2 Name, Adresse und Erreichbarkeit des mit den Überwachungsmaßnahmen beauftragten    
Sachverständigen sowie der Beginn der Arbeiten ist dem Landratsamt Landsberg a. Lech   
mind. eine Woche vorher mitzuteilen.

4.3 Sämtliche Verwertungsmaßnahmen sind entsprechend den Vorgaben der TR LAGA M 20 Nr. 
II 1.2.4 sowie 1.4.4 zu dokumentieren. Die Dokumentation ist dem Landratsamt Landsberg a. 
Lech nach Abschluss der Maßnahme vorzulegen. Die wesentlichen Inhalte der 
Dokumentation sollten nach Möglichkeit als Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen 
werden.. Verwertungsmaßnahmen unter Verwendung von Bauschutt und Bodenaushub sind 
im Plan zu kennzeichnen (z.B. „Straße mit Unterbau aus Bauschutt 4/32, Einbauklasse Z 
1.1“).
Die einschlägigen Nachweispflichten bzgl. Verwertungs- und Entsorgungsmaßnahmen sind 
zu beachten (NachwV v. 17.06.2002,BGBL.Jg. 2002 Teil 1 Nr. 44,S.2374).
Bei Feststellung von Auffälligkeiten bei der Aushubüberwachung ist das Landsratsamt 
Landsberg a. Lech zu informieren, ggf. ist das  weitere Vorgehen abzustimmen.

4.4 Bei Arbeiten im Bereich der Altablagerungen sind die „Richtlinien für Arbeiten in 
kontaminierten Bereichen“, der TBG,BGR 128 sowie die „Technischen Regeln für 
Gefahrstoffe TRGS 524“ zu beachten.

57 Baueingaben

Die nach diesem Bebauungsplan festgesetzten Bepflanzungen, Freiflächenbefestigungen, 
Fahrflächen, Terrassen, Einfriedungen und sonstigen Nebenanlagen sind in einem 
Freiflächengestaltungsplan nachzuweisen und bis spätestens in einem Jahr nach 
Bezugsfertigkeit durchzuführen. Mit den Eingabeplänen sind ein Stellplatznachweis sowie 
genaue Höhenpläne vorzulegen, aus denen die Höhenfestlegung der Gebäude hervorgeht.

Kartengrundlage Maßentnahme

Amtliches Katasterblatt – Digitale Flurkarte.
Planzeichnungen sind nur bedingt zur Maßentnahme geeignet. Eine Gewährleistung für 
Maßhaltigkeit besteht nicht.

D Hinweise durch Planzeichen
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der Gebäudelänge einnehmen. 
 

4.5.5 Beim Bau mehrerer Gauben sind diese auf einer Höhe, in gleicher Größe und Gestaltung sowie in 
gleichem Abstand untereinander zu errichten. 
 

4.5.6 Die Bedachung der Gauben darf nicht mehr als 20 cm ausladen. 
 

4.6 Dachdeckung 
Für die Dachdeckung werden Dachplatten oder Dachpfannen in rot, grau oder anthrazit festgesetzt. 
Die Eindeckung von Doppelhäusern und Reihenhäusern hat einheitlich zu erfolgen. 
Als Dacheindeckung sind nur nicht reflektierende Materialien zugelassen. 
IM SO 1 sind auch Blecheindeckungen, jedoch nur in beschichteter Form zugelassen.  
 
Für ebenerdige, untergeordnete Anbauten sind außerdem Glas, Blech oder das Material des 
Hauptdaches zulässig. 
 

4.7 
 
 
 
 
 

Sonnenkollektoren 
 
Sonnenkollektoren und Photovoltaikanlagen zur alternativen Energiegewinnung dürfen nur auf den 
Dach- und Fassadenflächen von Haupt- und Nebengebäuden angebracht werden. 
 

5 Garagen, Stellplätze, Zufahrten, Lagerflächen 
 

5.1 Für jede Wohneinheit sind 2,0 Stellplätze in Garagen oder als offene Stellplätze auszuweisen. 
 

5.2 Der gewerbliche Stellplatzbedarf richtet sich nach der Verordnung über den Bau und Betrieb von 
Garagen sowie über die Zahl der notwendigen Stellplätze (GaStellV) in der jeweils gültigen Fassung. 
 

5.3 Garagen und Stellplätze sind nach Maßgabe der BayBO auf den Baugrundstücken auch außerhalb 
der Baugrenzen, nicht jedoch in den privaten Grünflächen, zulässig. 
 

5.4 
 
 
 
 

Garagengestaltung 
Garagen sind mit einem Satteldach und einer Dachneigung von 18°-23° oder einem begrünten Dach 
und einer Dachneigung von 0° bis 15° zu versehen. 
Wandhöhe: maximal 2,75 m. 
Tiefgaragen und Kellergaragen sind unzulässig. 
 

5.5 Garagenzufahrten, Stellplätze 
Garagenzufahrten, Park- und Stellplätze, sind als befestigte Vegetationsflächen (Schotterrasen, 
Pflasterrasen, Rasengittersteine, Rasen mit Fahrspuren) oder in durchlässigem Verbundpflaster 
auszuführen.  
 
 

6 Grünordnung 
 

6.1 Die Bodenversiegelung ist auf das unbedingt notwendige Maß zu beschränken. Sowohl öffentliche 
wie auch private Kfz-Stellplätze sind unversiegelt auszubilden: Verwendung von Schotterrasen, 
Rasengittersteinen oder Pflaster mit Rasenfuge. 
 

6.2 Privates Grün 
Die festgesetzten privaten Grünflächen (Randgrün) dürfen nur für die notwendigen Ein- und 
Ausfahrten unterbrochen werden. Die Flächen sind als Trenngrün mit heimischen Laubbäumen und 
Sträuchern als durchgehende Hecke zu bepflanzen. 
 
Plangebiet SO 2 
Pro 200 qm Grundstücksfläche ist ein heimischer Obst- oder Laubbaum zu pflanzen und zu 
unterhalten. 
 

Vorfluter auf den Baugrundstücken ausreichend bemessene Rückhalteeinrichtungen zu schaffen 
(z.B. unterirdische Wasserbehälter oder naturnah gestaltete Teich o.ä.). 
 
Bei der Planung und Ausführung der Niederschlagswasserbeseitigungsanlagen sind die Grundsätze 
der Regenwasserbewirtschaftung in Siedlungen gem. ATV-DVWK Merkblatt M 153 zu beachten. 
 
 1.4 Industrieabwasser  
Einleitungen von nicht hausabwasserähnlichen Abwässern aus Industrie- und Gewerbebetrieben 
sowie aus sonstigen privaten, kommunalen und gewerblichen Einrichtungen in öffentliche 
Abwasseranlagen dürfen nur unter Einhaltung der Bestimmungen der jeweiligen 
Entwässerungssatzungen erfolgen. Weiterhin ist zu prüfen, ob für derartige Einleitungen zusätzlich 
eine Genehmigungspflicht nach § 58 WHG besteht.  
Die Zustimmung für die vorgenannten Einleitungen ist vorab in jedem Fall beim Betreiber der 
öffentlichen Abwasseranlage (Ammerseewerke gKU) einzuholen bzw. in Fällen, in denen der § 58 
WHG zutrifft, bei der Kreisverwaltungsbehörde zu beantragen. 
 

1.5 Alle Bauvorhaben sind vor Bezug bzw. Inbetriebnahme an die öffentliche Wasserversorgung und 
Abwasserbeseitigung anzuschließen, Zwischenlösungen sind nicht zugelassen. 
 

1.6 Hinsichtlich der Lagerung von  Heizöl oder Kraftstoffen bzw. beim Umgang mit sonstigen 
wassergefährdenden Stoffen sind die Anlagen- und Fachbetriebsverordnung (VAwSF) und die 
dazugehörigen  Vollzugsbekanntmachungen (VVAwSF) zu beachten. 
 

1.7 Bodenversiegelung 
 
Die Bodenversiegelung ist auf das unbedingt notwendige Maß zu beschränken.  
 

2 Energieversorgung 
 
Energieversorgung / Klimaschutz 
 
Es wird empfohlen: 
 

- zur Wärme- und Warmwasserversorgung regenerative Energie zu verwenden oder 
Solaranlagen zu errichten. 

 
- das anfallende Regenwasser zur Bewässerung der Freiflächen zu sammeln (Zisterne) 

und/oder als Brauchwasser zu nutzen. 
 

-  Dachflächen zur Energiegewinnung zu nutzen. 
 

3 Denkmalpflege 
 
Eventuell zu Tage tretende Bodenfunde unterliegen der Meldepflicht an das bayerische Landesamt 
für Denkmalpflege oder die untere Denkmalschutzbehörde gemäß Art. 8 Abs. 1, 2 DSchG. 
 
Art. 8 Abs. 1  DSchG: 
Wer Bodendenkmäler auffindet ist verpflichtet, dies unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbehörde 
oder dem Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen. Zur Anzeige verpflichtet sind auch der 
Eigentümer und der Besitzer des Grundstücks sowie der Unternehmer und der Leiter der Arbeiten, 
die zu dem Fund geführt haben. Die Anzeige eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Nimmt der 
Finder an den Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben, aufgrund eines Arbeitsverhältnisses teil, so 
wird er durch Anzeige an den Unternehmer oder den Leiter der Arbeiten befreit. 
 
Art. 8 Abs. 2 DSchG: 
Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche nach der 
Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehörde die Gegenstände 
vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. 
 
Treten bei o. g. Maßnahmen Bodendenkmäler auf, sind diese unverzüglich gemäß o. g. Art. 8 DSchG 
zu melden und eine Abstimmung mit der Unteren Denkmalschutzbehörde und dem Bayerischen 
Landesamt für Denkmalpflege vorzunehmen. Ein Mitarbeiter des Bayerischen Landesamtes für 
Denkmalpflege führt anschließend die Denkmalfeststellung durch. Die so identifizierten 
Bodendenkmäler sind fachlich qualifiziert aufzunehmen, zu dokumentieren und auszugraben. Der so 
entstandene denkmalpflegerische Mehraufwand wird durch die Beauftragung einer fachlich 
qualifizierten Grabungsfirma durch das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege übernommen. 
 

4 Immissionen, Altlasten 
 

4.1 Die Bewertung der Verwertungs- und Ablagerungsfähigkeit von Bauteilen richtet sich grundsätzlich 
nach der am höchsten belasteten, nicht separierten/separierbaren Beschichtung / Komponente (vgl. 
Bay. BSD M 94, Anhang 3). 
Bei Separierung von höher belasteten Bauteilen ist das Vorgehen bzgl. der Bewertung von 
Restanhaftungen vom Gutachter im Einzelfall, in Abstimmung mit den Behörden festzulegen. 
Auf die Anforderungen gem. AH Kontrollierter Rückbau/BayLfU 2003 ,Ziffer 5.3 wird diesbezüglich 
hingewiesen. 
Sind die schadstoffbelasteten Oberflächen nicht mehr identifizierbar oder wurden diese Anteile 
nachweislich bereits entfernt, so ist stufenweise vorzugehen, indem zuerst eine potentiell 
höchstbelastete Feinfraktion, z.B. nach Sieben auf <2 mm, untersucht wird. 
Ergeben sich dabei keine Hinweise auf unzulässige Belastungen im Hinblick auf eine Verwertung, 
können weitere Untersuchungen entfallen. Andernfalls ist auch die Grobfraktion zu untersuchen und 
eine weitergehende, auf den Einzelfall abgestimmte Bewertung unter Berücksichtigung von 
Belastungshöhe, Mengenanteil und Abtrennbarkeit der Feinfraktion erforderlich. 
 

auf die Wirkungsbereiche Boden-Mensch und Boden-Grundwasser im Geltungsbereich des oben 
genannten Bebauungsplanes einwirken können. Sollten derartige Erkenntnisse beim Planungsträger 
vorhanden sein, die sich z.B. aus einer gewerblichen Vornutzung des Geländes oder aus 
Bodenauffüllungen ableiten lassen oder Auffälligkeiten der Bodenbeschaffenheit im Zuge der 
Baumaßnahmen oder Nutzung bekannt werden, so sind diese gemäß § 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB zu 
berücksichtigen. In diesem Fall ist die untere Abfall-/Bodenschutzbehörde gemäß § 47 Abs. 3 KrWG 
und Art. 1 S. 1 und 2 i.V.m. Art. 12 BayBodSchG zu informieren. Die weiteren Maßnahmen wie 
Aushubüberwachung nach § 51 Abs. 1 Nr. 1 und 2 KrWG und Art. 30 BayAbfG i.V.m. § 10 Abs. 2 Nr. 
5-8 KrWG, die Abstimmung von Verwertung-und Entsorgungsmaßnahmen nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 und 
§ 3 Nachweisverordnung und gegebenenfalls nachfolgende Beweissicherungsuntersuchungen nach 
Art. 10 Abs. 1 S. 1 i.V.m. § 4 Abs. 2 BBodSchG sind mit der unteren Abfall-/Bodenschutzbehörde 
abzustimmen. 
 

5 Baueingaben 
 
Die nach diesem Bebauungsplan festgesetzten Bepflanzungen, Freiflächenbefestigungen, 
Fahrflächen, Terrassen, Einfriedungen und sonstigen Nebenanlagen sind in einem 
Freiflächengestaltungsplan nachzuweisen und bis spätestens in einem Jahr nach Bezugsfertigkeit 
durchzuführen. Mit den Eingabeplänen sind ein Stellplatznachweis sowie genaue Höhenpläne 
vorzulegen, aus denen die Höhenfestlegung der Gebäude hervorgeht. 
 

 Kartengrundlage Maßentnahme 
 
Amtliches Katasterblatt – Digitale Flurkarte. 
Planzeichnungen sind nur bedingt zur Maßentnahme geeignet. Eine Gewährleistung für 
Maßhaltigkeit besteht nicht. 
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